
Bericht des Vorstands zu TOP 6 (Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener 
Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG auch unter Ausschluss von Bezugsrechten gemäß § 186 
Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG) 

Der Vorstand erstattet zu Tagesordnungspunkt 6 gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung 
mit § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG Bericht. Der Bericht ist als Bestandteil dieser Einladung über 
die Internetadresse http://www.rhoen-klinikum-ag.com/hv zugänglich und liegt während 
der Hauptversammlung zur Einsichtnahme aus: 

Tagesordnungspunkt 6 enthält den Vorschlag, die Gesellschaft zu ermächtigen, vom Tag der 
Beschlussfassung an bis zum 31. Dezember 2021 eigene Aktien im Umfang von bis zu 10 % 
des derzeitigen Grundkapitals zu erwerben. Zuletzt hatte (i) die Hauptversammlung vom 
13. Juni 2012 eine Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gemäß §
71 Abs. 1 Nr. 8 AktG beschlossen, die bis zum 31. Dezember 2013 befristet war und nicht 
ausgenutzt wurde sowie (ii) die Hauptversammlung vom 12. Juni 2014 eine Ermächtigung 
zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 6 AktG zum Zwecke der Einziehung 
beschlossen, die bis zum 31. Dezember 2015 befristet war und im Oktober 2015 im Umfang 
von rund 9 % ausgenutzt worden ist. Demnach verfügt die Gesellschaft derzeit über keine 
Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 
AktG. 

Erwerb eigener Aktien 

Der Vorstand soll in der diesjährigen Hauptversammlung daher neu ermächtigt werden, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zu erwerben. Mit 
der neuen Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien soll die Gesellschaft bis zum 31. De-
zember 2021 Aktien im Umfang von bis zu 10 % des Grundkapitals erwerben und damit den 
gesetzlichen Rahmen für solche Ermächtigungen nutzen können.  

Der Erwerb kann nach Wahl des Vorstands über die Börse oder mittels eines an alle Aktionä-
re gerichteten öffentlichen Erwerbsangebots erfolgen. Erfolgt der Erwerb der Aktien über 
die Börse, darf der Erwerbspreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den gewichteten 
durchschnittlichen Börsenkurs an der Frankfurter Wertpapierbörse, ermittelt auf der Basis 
des arithmetischen Mittels der Schlussauktionspreise der RHÖN-KLINIKUM-Aktie im XETRA-
Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem), an den letzten drei Handelstagen vor 
dem Erwerb der Aktie um nicht mehr als 5 % über- oder unterschreiten. 

Im Falle der Durchführung eines öffentlichen Erwerbsangebots erfolgt die Berücksichtigung 
der Annahmeerklärungen nach Beteiligungsquoten durch Anmeldung der auf die Beteiligung 
entfallenden Andienungsrechte sowie etwaigen darüber hinaus von anderen Aktionären 
hinzuerworbenen Andienungsrechten. Während der Annahmefrist kann ein börsenmäßiger 
Andienungsrechtehandel eingerichtet werden. 
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Auszug aus der Einladung zur Ordentlichen Hauptversammlung mit Tagesordnung vom 24. April 2017



 

Verwendung eigener Aktien 
 
Der Vorstand soll ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien der 
Gesellschaft einzuziehen, ohne dass die Durchführung der Einziehung eines weiteren Haupt-
versammlungsbeschlusses bedarf, und das Grundkapital um den auf die eingezogenen Ak-
tien entfallenden anteiligen Betrag des Grundkapitals im vereinfachten Verfahren herabzu-
setzen und die Angabe der Zahl der Aktien in der Satzung entsprechend dem Umfang der 
Kapitalherabsetzung durch Einziehung zu ändern. Die erworbenen Aktien können ferner vom 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch im vereinfachten Verfahren ohne Kapital-
herabsetzung durch Anpassung des anteiligen rechnerischen Betrags der übrigen Stückaktien 
am Grundkapital der Gesellschaft eingezogen werden. Im letztgenannten Fall ist der Vor-
stand zur Anpassung der Zahl der Stückaktien in der Satzung ermächtigt. Konkrete Pläne für 
eine Ausnutzung dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht. 
 
Die Ermächtigung umfasst auch die Verwendung beziehungsweise Veräußerung eigener Ak-
tien, die nachfolgend näher beschrieben wird, insbesondere, soweit sie mit einem Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre verbunden ist: 
 
Dem Vorstand soll es mit Zustimmung des Aufsichtsrats möglich sein, eigene Aktien gegen 
Sachleistungen anzubieten und zu übertragen und sie somit als Gegenleistung im Rahmen 
von Unternehmenszusammenschlüssen oder als Gegenleistung zum (auch mittelbaren) Er-
werb von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen 
Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen 
einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften einzuset-
zen. Die aus diesem Grund vorgeschlagene Ermächtigung soll die RHÖN-KLINIKUM AG im 
Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte stärken und ihr ermöglichen, schnell, fle-
xibel und liquiditätsschonend auf sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb solcher Vermö-
gensgegenstände unter Einsatz eigener Aktien zu reagieren. Dem trägt der vorgeschlagene 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Rechnung. Die Entscheidung, ob und in welchem 
Umfang im Einzelfall eigene Aktien als Akquisitionswährung genutzt werden, trifft der Vor-
stand, wobei er sich ausschließlich vom Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft leiten 
lässt. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass die 
Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. Dabei wird der Vorstand den Bör-
senpreis der RHÖN-KLINIKUM-Aktie berücksichtigen. Eine schematische Anknüpfung an ei-
nen Börsenpreis ist indes nicht vorgesehen, insbesondere damit gegebenenfalls erzielte Ver-
handlungsergebnisse durch Schwankungen des Börsenpreises nicht wieder infrage gestellt 
werden können. Konkrete Pläne für eine Ausnutzung dieser Ermächtigung bestehen derzeit 
nicht. 
 
Erworbene eigene Aktien sollen zudem mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch gegen Bar-
zahlung unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden können, zum Beispiel an einen 
oder mehrere institutionelle Investoren oder zur Erschließung neuer Investorenkreise. Vo-
raussetzung einer solchen Veräußerung ist, dass der Veräußerungspreis den Börsenpreis 
einer RHÖN-KLINIKUM-Aktie nicht wesentlich unterschreitet. Die Möglichkeit der Veräuße-
rung zurückerworbener eigener Aktien gegen Barzahlung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre dient dem Interesse der Gesellschaft an der Erzielung eines bestmöglichen 
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Preises bei Veräußerung der eigenen Aktien. Durch den Ausschluss des Bezugsrechts wird 
eine Platzierung nahe am Börsenpreis ermöglicht, sodass der bei Bezugsrechtsemissionen 
übliche Abschlag entfällt. Im Vergleich zu einem zeitlich gestreckten Verkauf der Aktien über 
die Börse führt dieses Vorgehen zu einem umgehenden Mittelzufluss und vermeidet für den 
vereinnahmten Gesamtkaufpreis die Unsicherheiten der künftigen Börsenentwicklung. Die 
Gesellschaft wird in die Lage versetzt, sich im Rahmen der jeweiligen Börsenverfassung bie-
tende Chancen schnell und flexibel sowie kostengünstig zu nutzen. Der rechnerische Anteil 
am Grundkapital, der auf die unter einem solchen erleichterten Bezugsrechtsausschluss ver-
äußerten Aktien entfällt, darf insgesamt 10 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung der Hauptversammlung oder - falls dieser Wert geringer ist - zum Zeitpunkt 
der Ausnutzung der Ermächtigung nicht überschreiten. Durch die Orientierung des Veräuße-
rungspreises am Börsenpreis wird dem Gedanken des Verwässerungsschutzes Rechnung 
getragen, und das Vermögens- und Stimmrechtsinteresse der Aktionäre wird angemessen 
gewahrt. Die Verwaltung wird sich bei Festlegung des endgültigen Veräußerungspreises - 
unter Berücksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten - bemühen, einen etwaigen Ab-
schlag vom Börsenpreis so niedrig wie möglich zu halten. Die Aktionäre haben grundsätzlich 
die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch Kauf von RHÖN-KLINIKUM-Aktien über die 
Börse zu vergleichbaren Bedingungen aufrechtzuerhalten, während der Gesellschaft im Inte-
resse der Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden. Konkrete Pläne für eine 
Ausnutzung dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht. 
 
Die vorgeschlagene Ermächtigung stellt sicher, dass die Anzahl der nach Tagesordnungs-
punkt 6 unter erleichtertem Bezugsrechtsausschluss in entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen eigenen Aktien zusammen mit anderen Aktien, die in 
direkter oder entsprechender Anwendung dieser Vorschrift während der Laufzeit der Er-
mächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung ausgegeben oder veräußert wurden, die 
Grenze von 10 % des Grundkapitals nicht übersteigt, und zwar weder zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung der Hauptversammlung noch zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächti-
gung. 
 
Der Vorstand wird der Hauptversammlung über die Ausnutzung der Ermächtigung berichten. 
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